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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

In ihrem ersten gemeinsamen Gespräch im November kamen die Spitzen der
Regierungsparteien überein, die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrates
nicht anzutasten. Sie beschlossen, die Differenzen und Gemeinsamkeiten zu
verschiedenen wichtigen Themen zu diskutieren, ohne aber den Versuch zu
unternehmen, sich auf ein gemeinsames Regierungsprogramm zu verpflichten. In
weiteren Sitzungen einigte man sich darauf, auch die personelle Zusammensetzung des
Bundesrates nicht zu verändern. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1991
HANS HIRTER

Konkrete politische Gründe für die Nichtwahl Brunners liessen sich eigentlich kaum
ausmachen. Sie hatte zwar seinerzeit der GSoA-Initiative für eine Abschaffung der
Armee zugestimmt, das traf aber auch auf Dreifuss zu. Sowohl bürgerliche als auch linke
Kommentatoren ordneten sie — wie auch Matthey und die schliesslich gewählte
Dreifuss — dem gemässigt-reformistischen Flügel innerhalb der SP zu. Dass es auch
nicht um die Frage ging, ob der Bundesrat ein reines Männergremium bleiben soll,
zeigte die Wahl von Ruth Dreifuss. Ausschlaggebend dürfte wohl gewesen sein, dass die
jugendlich und spontan wirkende Brunner dem Rollenverständnis einer Mehrzahl der
Parlamentarier nicht entsprach. Darüber hinaus zeigte der Wahlvorgang aber auch auf,
dass sowohl der SP als auch den drei bürgerlichen Regierungsparteien zumindest
momentan ausserordentlich viel an der Beibehaltung der sogenannten Zauberformel
für die Regierungszusammensetzung gelegen war. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.03.1993
HANS HIRTER

Während sich die Wirtschaft über das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empörung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wählbar erklärte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz über die von der Linken unterstützte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusätzlich verstärkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes für den ihnen politisch näher
stehenden Deiss und nicht für Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grösserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER

Die SP begann spätestens im Sommer Avancen gegenüber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz für die CVP zurückzuerobern. Zuerst monierte
Parteipräsident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen überproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurückhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grünen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz für sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese öffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers – notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten – zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem „Geheimplan“ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: „Blocher stärken! SVP
wählen“ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen dafür zu sorgen, dass der von diesem
„Geheimplan“ bedrohte Blocher Bundesrat bleiben könne. Ohne Blocher in der
Landesregierung würden gemäss den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalität zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
HANS HIRTER
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stellte für Blocher und die SVP einen weiteren Beweis für die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der französischen Schweiz, für Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwähnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhängig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. 4

Bundesverwaltung - Personal

«Walter Buser galt als vorsichtig und besonnen [...], ein Schaffer im Hintergrund,
ehrgeizig und zuverlässig», war im Nachruf über den ersten und einzigen Bundeskanzler
der SP im Tages-Anzeiger zu lesen. 1926 geboren, studierte Buser
Rechtswissenschaften und war nebenher für sozialdemokratische Tageszeitungen als
Redaktor tätig – später war er Chefredaktor der «Sozialdemokratischen
Bundeshauskorrespondenz». Nach einer ausserordentlichen Professur an der
Universität Basel trat er 1965 in die Bundesverwaltung ein und leitete dort den Rechts-
und Informationsdienst des EDI. 1968 wurde er Vizekanzler und 1981 wurde er in einer
Kampfwahl gegen Konkurrenten aus der CVP und der SVP zum Bundeskanzler gewählt.
Ursächlich dafür, dass er im vierten Wahlgang vor allem auch von der FDP unterstützt
wurde, waren die guten Kontakte Busers zu den Medien. In seiner 10-jährigen Amtszeit
führte Walter Buser denn auch ein, dass die Regierung regelmässig Pressekonferenzen
abhielt, und war federführend bei der Broschüre «Der Bund – kurz erklärt», die in
einfacher Sprache das politische System der Schweiz erklärt und auch heute noch
regelmässig neu verfasst wird. Buser war zudem treibende Kraft bei der Reform des
Abstimmungsverfahrens für Volksinitiativen mit Gegenentwurf. 
Fast wäre Walter Buser auch Bundesrat geworden. Er spielte nämlich eine Nebenrolle
bei der Nichtwahl von Lilian Uchtenhagen (sp, ZH). Weil die designierte
Sozialdemokratin den Bürgerlichen nicht genehm war, streckten diese ihre Fühler nach
einem Sprengkandidaten aus und fragten dabei auch den amtierenden Bundeskanzler
an. Dieser soll aber nach einem Gespräch mit dem damaligen SP-Parteipräsidenten
Helmut Hubacher (sp, BS) abgesagt haben. Buser ging 1991 in Pension und übernahm
1993 die Präsidentschaft des Forum Helveticum. Mitte August 2019 verstarb der
gebürtige Baselbieter im Alter von 93 Jahren. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.2019
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 9.11.91 (Formel und Programm); TA, 14.11.91 (Personen); NZZ, 25.11., 29.11. und 10.12.91 (weitere Gespräche zu
Politikbereichen). Vgl. auch LZ, 3.12.91.
2) Siehe dazu beispielsweise NZZ, 14.1., 6.2. und 19.2.93; WoZ, 22.1.93; LNN, 13.2.93; TA, 18.2.93. Vgl. auch NZZ, 30.1.93 und
Presse vom 10.3.93.; Vgl. auch Presse vom 11.3. und 12.3.93 sowie WoZ, 12.3.93. Zu den Diskussionen um die einmal mehr
gerettete Zauberformel siehe auch Bund, LNN, NZZ und TA vom 13.3.93; L. Neidhart in NZZ, 15.3.93; Y. Papadopulos in NQ,
16.3.93; NZZ, 26.3.93; P. Vollmer in Bund, 14.4.93.
3) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).
4) SoZ, 15.7.07; NZZ, 16.7.07; AZ, 17.7.07 (CVP); NZZ, 7.7.07 (GP); Bund und Express, 28.8.07; TG, 4.9.07 (SVP-Inserat) sowie
Presse vom 7.9. und 12.9.07 (SVP); Lib., 8.9.07 (Couchepin).
5) Medienmitteilung BR vom 21.8.19; TA, 22.8.19
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